
der sogar öffentlich vor den Augen aller Werktätigen 
Sabotage betrieb, indem er mit den Worten: „Wenn 
hier schon so vieles kaputt ist, soll auch dies noch 
entzweigehen“, eine Zugmaschine absichtlich gegen 
einen Pfahl fuhr. Schirmers Kündigungsstreit war aber 
bis Juni 1958 noch nicht beendet, weil weder der 
Kreisstaatsanwalt noch die Abteilung IV in Gera oder 
bei der Obersten Staatsanwaltschaft sich um die wirk­
lichen Zusammenhänge, um die konkreten Klassen­
kampfverhältnisse in, der MTS Großkochberg, küm­
merten. Sonst hätte man bereits 1956 feststellen können, 
daß dort eine ganze Clique, darunter ein ehemaliger 
Gestapomann, der Verbrechen gegen die Menschlich­
keit begangen hat, unsere Genossen und die ehrlich 
arbeitenden Werktätigen terrorisiert, bestiehlt und 
ständig Sabotage treibt. Dann hätte man nicht nur 
1956 die rechtswirksame Kündigung des Schirmer, 
sondern seine und der übrigen Cliquenmitglieder 
Bestrafung erwirkt.

So aber fuhr Schirmer, der sich seitdem strikt 
weigerte, anderswo für unseren Arbeiter-und-Bauern- 
Staat zu arbeiten, im Auto seiner großbäuerlichen 
Schwiegereltern durch das schöne Saaletal und ver­
kündete monatlich provokatorisch seinen „Freunden“, 
wieviel Gehalt die MTS ihm nun, nach mehr als 
zwei Jahren, bereits nachzuzahlen habe, denn die 
bisherige Prozeßführung beim Kreisarbeitsgericht 
Saalfeld, beim Bezirksarbeitsgericht Gera, einschließ­
lich der zweimaligen Kassation beim Obersten Gericht, 
und die politisch ziel- und prinzipienlose Mitwirkung 
der Staatsanwälte hat offenkundig diese Überzeugung 
bei ihm reifen lassen.

Dieses Beispiel zeigt noch einmal ganz drastisch, 
daß jeder mit dieser Sache bisher befaßte Justiz­
funktionär

erstens diesen ganzen Komplex nur als E i n z e l ­
f a l l  „Schirmer“ gesehen hat, 

zweitens diesen „Fall“ nur arbeitsrechtlich (wenn 
auch nicht unbedingt richtig!) gewürdigt hat, ja, ihn 
nur mit „arbeitsrechtlichen Augen“ gesehen hat, weil 
er zufällig nur als A r b e i t s r e c h t s f a l l  a  n  -  
g e f a l l e n  war, 

drittens infolge unterbliebener Einschätzung der 
wirklichen Zusammenhänge, der konkreten Klassen­
kampfsituation. zwei Jahre lang objektiv den Klassen­
kampf des Gegners in der MTS Großkochberg unter­
stützt hat,

viertens ein größeres politisches Verantwortungs­
bewußtsein entwickeln muß, d. h. engeren Kontakt 
mit den gesellschaftlichen Verhältnissen, aus denen 
die Konflikte herrühren, gewinnen muß, um keine 
abstrakten, von der jeweiligen Situation losgelösten 
Entscheidungen zu treffen, 

fünftens systematischer als bisher die Auswirkungen 
seiner Arbeitsweise und -ergebnisse einschätzen, d. h. 
seine politische Massenarbeit auf der Grundlage und 
in enger Verbindung mit dem Gegenstand seiner 
Arbeit systematisch entwickeln, also einen zuver­
lässigen Kontakt zu den Menschen suchen muß, in 
deren täglichem Leben die Auswirkungen seiner Ent­
scheidungen eine Rolle spielen und daher auf ihr 
Bewußtsein positiv oder negativ einwirken.

Wenn die Grundorganisationen unserer Partei in 
jeder Dienststelle unverzüglich die führende Rolle 
durch die entsprechende Erziehung unserer Kader 
übernehmen und die Behörden- und Leitungskollek­
tive bei den Bezirksstaatsanwaltschaften und bei der 
Obersten Staatsanwaltschaft entsprechende Schlußfol­
gerungen ziehen, werden wir einen würdigen Beitrag 
zur Vorbereitung des V. Parteitages leisten.

Die Mitwirkung der Staatsanwälte und die Rechtsprechung der Zivilgerichte
in LPG-Verfahren

Von HEINZ GOLD und GUSTAV FEILER, Staatsanwälte beim Generalstaatsanwalt der DDR
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Der Aufbau des Sozialismus bedingt, daß auch in. der 
Landwirtschaft zur sozialistischen Großproduktion 
üfoergegangen wird. Der Übergang hierzu wird im 
wesentlichen von der Entwicklung unserer Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften bestimmt, die 
den entscheidenden. Anteil an der weiteren- Steigerung 
der landwirtschaftlichen Marktproduktion und damit 
an der Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung 
mit landwirtschaftlichen Produkten halben. Daher gilt 
für die staatsanwaltschaftliche Mitwirkung im Zivilver­
fahren, daß die Staatsanwälte den Zivilverfahren, an 
denen eine LPG oder ein, Mitglied einer LPG 'beteiligt 
ist,, besondere Aufmerksamkeit zukommen lassen.

Die Überprüfung einiger Bezirke ergab, daß der An­
fall der LPG-Verfahren zum Gesamtantfall der Zivil­
verfahren bei den Gerichten unter 5% liegt. Selbst in 
den überprüften ausgesprochen landwirtschaftlichen Be­
zirken wurden nur sehr wenig Zivilprozesse von und 
gegen Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften 
sowie deren Mitglieder vor den Zivilgerichten geführt. 
Bisher war die Zahl der LPG-Verfahren, in denen die 
Staatsanwälte mitgewirkt haben, in den. einzelnen Be­
zirken sehr unterschiedlich. Überall nahmen die 
Staatsanwälte an mehr als der Hälfte der bei den Ge­
richten anhängigen Verfahren teil. Dieses Arbeits­
ergebnis ist zwar nicht schlecht, aber die Mitwirkungs­
statistik zeigt auch, daß im Hinblick auf die Stärkung 
und Bedeutung unserer LPG beim Aufbau des Sozialis­
mus auf dem Lande schon rein zahlenmäßig eine noch 
viel intensivere (Mitwirkung der Staatsanwälte in 
diesen Verfahren erreicht werden muß. Das ist auch 
schon deshalb erforderlich, weil in der Regel an mehr 
als der Hälfte der LPG-Verfahren Privatpersonen, als 
Partei beteiligt sind. Diese Feststellung ist für die Mit- 
winkungstätigkeit der Staatsanwälte im allgemeinen 
sowie für die Art der Mitwirkung im besonderen von 
prinzipieller Bedeutung. Aus der Art der Erledigung 
durch die Gerichte ist festzustellen, daß in LPG-Ver­
fahren prozentual weit mehr kontradiktorische Urteile

ergehen-, als dies bei allen anderen Zivilrechtsstreitig­
keiten der Fall ist. Auch gibt es sehr wenig LPG-Ver­
fahren,, über die in der Berufungsinstanz entschieden 
werden muß.

Die Mitwirkung des Staatsanwalts bei der Vorbereitung 
und Durchführung des Verfahrens

Die staatsanwaltschaftliche Mitwirkungstätigkeit in 
LPG-Vertfahren muß dazu beitragen,, daß in allen 
Fällen j,uristisch einwandfrei begründete Entscheidun­
gen des Zivilgerichts erlassen werden, die der dialekti­
schen Einheit unserer Gesetzlichkeit und Parteilichkeit 
entsprechen. Die getroffenen Entscheidungen, müssen 
unmittelbar der Festigung und Stärkung der LPG und 
damit zugleich mittelbar den Aufgaben des Aufbaus des 
Sozialismus auf dem Lande dienen. Da dieser Gesichts­
punkt nicht immer ausreichend genug beachtet wird, 
kommt es vor, daß Entscheidungen der Gerichte sich 
hemmend auf die Entwicklung unserer LPG auswirken, 
daß also die Rechtsanwendung nicht aktiv dazu bei­
trägt, die ökonomisch-politische Entwicklung auf dem 
Lande voranzutreiben.

Schon bei der Vorbereitung der Verfahren kann, der 
Staatsanwalt den LPG Hilfe gewähren. So kam es nicht 
selten vor, daß Staatsanwälte an LPG-Vollversamm- 
lungen teilnahmen und den LPG-Bauem beratend bei 
der Beschlußfassung über die Durchsetzung ihrer be­
rechtigten Ansprüche zur Seite standen. In anderen 
Fällen wurden dem Rat des Kreises, Abt. Landwirt­
schaft, Hinweise gegeben und dabei gute Ergebnisse 
erzielt.

Bei der Vorbereitung der gerichtlichen Verfahren 
erfolgt in vielen Fällen eine Rücksprache und Partei­
beratung mit dem Vorsitzenden oder dem Prozeßver­
treter der LPG. Ein gutes Beispiel der Prozeß Vorberei­
tung gab der Staatsanwalt des Kreises Malchin. Nach 
Eingang der Abschrift einer Klage wies er das Gericht 
in einem Schriftsatz darauf hin, daß das Leistungsbuch
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